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i ) Cammer - Vekauntmachung v o m Berbft d-Z si-

ztcnZan . 1822 ., publ . am roten

Es ist bemerkt worden , daß von Besitzern Packwerken,

der an der Hunte belegencn Privatlandereyen,H °^ ^ ^ ^
zu deren Schuß gegen den Abbruch , Pack - ^ n Ufern der

werke , Höften und Schlenzen eigenmächtig Hunte,

angelegt werden , wodurch leicht, -sowohl für

die Strohmbahn selbst, als für die Schifffahrt,
allerlei) Nachtheile verursacht werden können,
und an verschiedenen Orten wirklich verursacht
sind. Um dieser Unordnung vorzubengen,

wird hiedurch verordnet , daß künftig ein je¬
der, der an der Hunte zum Schuß feines Ufers

ein Packwerk oder sonstigen Einbau anzulegcn

gewillet ist , solches zuvor dem p. t. Deichgiä-
fen anzuzeigen , und denselben um eine Besich¬

tigung und Rcgulirung des anznlegenden Werks

in Ansehung seiner sage , Lange und Höhe zu

ersuchen , auch demnächst die ihm deshalb von

dem Deichgräfcn zu erthcilcnde Vorschrift
pünktlich zu befolgen habe , bey Vermeidung,
daß er widrigenfalls zur Wegschaffung des an¬

gelegten Werks werde angehalten und in fünf

dis zwanzig Rthlr . herrschaftlicher Brüche
genommen werden.

2) Regierungs - Bekanntmachung v.
2tstenZan . r82Z .,publ . am zisten « jä.

Nachdem über den öffentlichen Gesund - M°tisi:atton
der am arsten



Gept . u. rottn heitsrAüstand « I Spanien beruhigendere Nach-
^ - ffenen̂ Lua ^ Echten eingegangen sind , so werden die in de»
rantamrMaaß - Regierungs - Bekanntmachungen vom 22steu
Frztln . Sept . , 821 . und 1otcn Nov . e . s . enthaltenen

Vorschriften , wonach alle Schiffe , welche a « S
den Spanischen Häfen , von Acres östlich bis
Barcellona einschließlich , auf der Weser an¬
kommen würden , als aus inficirten  Hä¬
fen kommend , gänzlich abgerviesen werden sol¬
lten , nunmchro in Übereinstimmung mit den
von Seiten des Senats der freyen und Hanse¬
stadt Hamburg auf der Elbe getroffenen Ver¬
fügungen , bis weiter dahin modistciret , daß
alle nach dem ersten Januar dieses
Jahres  von den gedachten Spanischen Hä¬
fen ausgegangene  und auf der Weser an-
kommcnde Schiffe zwar als aus sehr ver¬
dächtigen doch nicht als » « gesteckt  be¬
trachteten Gegenden kommend , angesehen , und
dem zu Folge , nach Anleitung des , bey der
jedesmal vorzunehmendcn strengen Untersu¬
chung , sich darstellenden Ergebnisses behandelt,
auf allen Fall aber einer Observations - O.ua-
rantaine von wenigsten 14 Tagen unterworfen
werden sollen » Davon bleiben jedoch der Ha¬
sen von Barcellona und die Insel Majorca
ausgeschlossen , welche nach wie vor , bis wei¬
ter , als insi' cirt angesehen werden sollen»
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z ) Regierungs - Bekanntmachung

v . ytcuFebr . 1822 . , puds am i -sten

6 ) 6 .

Zur Beseitigung einiger Zweifel , die beyMUttgung rk.

der 2snwcndung der Landesherrlichen V 'crvrd-

uung vom ZI steil Oet . v . Z ., wegen der an bieder Landesherr,

Stelle dcrNachstempcluug tretenden Belegung

der auf ungestempeltem Papier geschriebenen sten Ocrober

Doeumentc mit dem verordnuligsmaßigeuv . J . wegen der

Stempelbogen , dem Vernehmen nach , ent - ^ chst«npelung

standen sind , fi ndet die Regierung nöthig , tretenden Bete-

ausdrücklich zu bemerken : guvg der auf

daß diese Landesherrliche Verordnung Papier geschrie-

auch bcy denjenigen auf ungestempeltem denen Locu-

Papier geschriebenen Urkunden ihre 'An - ^ rd.umgs" ''

Wendung finde , die schon vor dem Zisten -mäßigenStem

Oet . v . I . bey irgend einer Behörde pro-

ducirt , jedoch noch nicht zur Nachsteurpe-

lung an die Herzogliche Cammer cinge-

sandt waren ; und

2 ) daß wenn wegen Ermangelung des vcr»

ordnungsmäßigen S 'tempelboges er' neUr-

kunde auf ungestempeltem oder nicht auf

dem gehörigen Stempel -Papier hat aus -'

gefertigt werden muffen , Und dieses von

dem Amte , bey welchem die Urkunde,

ausgenommen oder beglaubigt ist , in der¬

selben , oder in der Beglaubigung , oder

unter der angehcsteten , auf dem gehörigen



Stcmpclbogen verfertigten Abschrift aus¬
drücklich attestirt wird , cs der Anlegung
des von dem Debiranten , nach dein § . 2.
der gedachten Verordnung , darüber cr-
thcilten Ältestes nicht bedürfe , dessen
Stelle die Attestation des Amts völlig
vertritt.

4 ) Ca innrer - Bekanntmachung vom
ratenFebr.  1822 . , xubl . Febr.  14.

Uchliessunz der Bei ) der im gegenwärtigen Winter Statt
gehabten gelinden Witterung wird die Jagd
im hiesigen Herzogthum und der Herrschaft
Jever am 18 . dieses Monats geschlossen , da¬
her alle und jede Eingesessenen angewiesen wer¬
den , sich auf keine Weise irgend eine ltcber-
tretung dieser Bestimmung , bey Vermeidung
der daraus entstehenden unangenehmen Fol¬
gen , zu Schulden kommen zu lassen.

9 ) Landesherrliche Verordnung  v.
zr  stcn März 1822 . , xudl . am i8tcn
April.

Von Gottes Gnaden Wir , Peter
Friedrich Ludwigrc.

Thnn kund hiemitt
Bestimmung -» , . Da die bestehenden gesetzlichen Bestim-
^g,f " ^^ ^ ' Mungcn wegen der Verschollenen , in Anfe-
Ansehung deri hnng derjenigen Unserer Untcrthanen des Her-



y

zogthums Oldenburg nnd der Erbherrschaft jcnkgen unter»

Iever nicht zureichend befunden worden ^ ud, ^ E ^ "A^
welche in den Kriegs - Jahren vorn r sten Jan . denburg und

18oz . bis zum Pariser Frieden v. snsten Nov . d» Horrschast

I8IZ . IN irgend eurem Kriegs - Dienste zu^

Lande oder zu Wasser , es sey in welcher Ei - rmv . istinJan.

genschast es wolle, gestanden haben , nnd wäh-
rend oder in Folge solches Dienstes vermißt «. 2» sten Nov.

sind , so haben Wir Uns veranlaßt gefunden, ^ >5- in irgend
^ . 7 . einem Kriegs-

Fvlgcndes zu verordnen : Dimst- zu La»-
§. 1. Der Tod eines solchen Vermißten de oder zu Wu>-

soll alsdann rechtlich vermuthet und erklärt Egnm"
werden, wenn seit dem 2ostcnNov . 1815 ., als schuft es wolle,

dem Zcitpunct des allgemeinen Friedensschluss fanden ha-

ses , kerne Ieachricht von rhm oder über ieur ^.„d^ i»

Leben eingcgangen ist , und er auf eine hier - Folge solches

nächst zu erlassende öffentliche Vorladung Vkv-

nen Jahres - Frist , nach solcher öffentlichen

Ladung , sich nicht meldet.
§ . 2. Auf die Todes - Erklärung können

des Vermißten Ehegatte , Verwandte , oder

wer sonstein rechtliches Interesse darthunkann,
bey dem Land - ( Stadt - Amts - ) Gerichte,

unter welchem der Abwesende zuleht sein Do-

micil gehabt hat , antragen , wobcy sämtliche

vorhandene Nachweisungen und Vermuthun --

gen , über dessen Leben oder Tod > vollständig

auzuzcigen sind. -
Der Ansuchende muß



s ) bescheinigen , wo der Abwesende zuletzt
sein Domicil gehabt Hai ; ( wiewohl das
Verfahren eines Gerichts darum nicht
als nichtig angefochten werden soll , wenn
sich nachher ergeben sollte , daß der Ver¬
mißte zuletzt sein Domicil nicht unter
demselben gehabt habe . )

l >) darthnn , daß in der im Eingänge be¬
merkten Zeit der Vermißte wirklich im
Dienste einer Armee oder eines zu kriege¬
rischen Unternehmungen gebrauchten
Schiffes aus dem Lande abwesend gewc,
sen ist;

,c ) eidlich erhärten , daß , so viel er wisse
auch glaube und dafür halte , seit dem
2 osten Nob . 181Z . überall kcineKunde von

dem Leben des Vermißten cingegangen
scy , und daß er , der Schwörende , falls
etwa künftig dergleichen Nachrichten noch
entgehen und zu seiner Kunde kommen
würden , diese sofort dem Gerichte getreu¬
lich anzeigcn wolle.

§ . z . Wenn diesen Erfordernissen genügt
ist , so fordert das Gericht mittelst einer Edic-
talladnng den Vermißten und dessen unbekannte
etwaige Erben zur Meldung  bis zu einem
bestimmten — über Jahresfrist , mir Rück¬
sicht ans die zur Publication nöthige Aeit an¬
zufetzenden — Tage auf ; unter dem auödrück-



lichen Bcyfägen : daß er widrigenfalls für todt

erklärt , sein Vermögen und seine Vermögens,

Ansprüche den bekannten nächsten Erben , oder

demjenigen , welcher sonst rin Recht zur Nach,

folge darthun kann , nach einem I 'nventarium

überlassen und seiner Ehegattin die Eigenschaf¬

ten und Rechte einer Wittwe zuerkannt werden

sollen . In dieser Edictalladnng sind zugleich

alle diejenigen , welche vom Leben oder Tode

des Vermißten Nachricht besitzen , zu deren

Mittheilung an das Gericht aufznforden.

Die Ladung ist in die hiesigen wöchentli¬

chen Anzeigen , in den Hamburger Cvrrespon-

denlen und in den allgemeinen Anzeiger der

Deutschen einzurücken , jedoch nur einmal,

wenn nicht der Ansuchende um eine mehrma¬

lige Insertion bitter.

Zur Kosten - Ersparung kann die Ladung

auf Verlangen des Ansuchcnden ausgesetzt

bleiben , bis mehrere solcher Ladungen zusam¬

men erlassen werden können ; auch ist es den

Interessenten unbenommen , auf eine gemein¬

schaftliche Vorladung mehrerer in verschiede¬

nen Kreisen wohnhaft gewesenen Vermißten

bcy Unserer Instiz .-Canzley anzutragen . Die¬

jenigen , welche das Creditrecht gsnießcn , müs¬

sen sich eine solche Aussetzung zur Verbin¬

dung mehrerer Ladungen gefallen lassen.

§ . 4 . Nachdem die Mcldungs - Frist



fruchtlos verstrichen , und die geschehene Be¬
kanntmachung der Ladung in den Zeitungen zu
den Acten documeutirt ist , erfolgt die Todes¬
erklärung mittelst Erkenntnisses des Gerichts,
welches die Ladung erlassen hat . Der Tag,
welcher als lermüiu -; acl guom zur Meldung
angescht ist , gilt für den Sterbetag bis zum
Erweise eines anderen Zeitpunktes ; er ist als
solcher in dem den Tod erklärenden Erkennt¬
nisse anzuführen , und in Beziehung auf das¬
selbe in die Kirchenbücher einzntragen . DaS
Erkenntniß wird durch Einrückung in die in¬
ländischen öffentlichen Blatter publicirt und
sofort rechtskräftig . Diese Todes - Erklärung
kann , obgleich nur zu einem bestimmten Zwecke
und von einem Andern nachgefucht , von jedem,
der ein rechtliches Interesse dabei) hat , wenn er
zuvor den im §. 2. vorgcschriebcnen Eid lei¬
stet , geltend gemacht werden.

§ . Z. Von dem Tage des Tvdes -Erkennt-
nisscs an wird die Hinterbliebene Ehegattin als
Wittwe betrachtet , und ihr kann durch ein
Decrct der geistlichen Behörde die Wicderverr
heirathnng gestattet werden.

Kehrt der Verschollene nachmals zurück,
so blcibt die zweyte Ehe dennoch bestehen , vor¬
behaltlich jedoch , in Ansehung der evangeli¬
schen Landes - Unterthanen , Unserer in einzel¬
nen Fallen aufctwaiges -Ansuchen sämtlich dar
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bey interessirterT heile und ans den Bericht
des Consistoriums zu crtheilenden anderweiti¬
gen Landesherrlichen Verfügung.

Ist keine zweyteEhe geschlossen, so besteht
im Falle der Rückkehr die erste Ehe , und ein
etwa eingegangcnes Verlöbnis wird aufgelö-
set; unbeschadet der bis zur Rückkehr einge-
tretenen rechtlichen Folgen der Wittwenschaft.
Jedoch ist dem Zurückgekchrten Vorbehalten,
ex causa stuxri die Anstösung der Ehe zu
suchen.

§. 6. Nach Publieirtem Todes- Erklä¬
rungs-Erkenntnisse kann zu Eröffnung eines
von dem Verschollenen hinterlaffeucn letzten
Willens geschritten werden.

Es erlöschen die von dem Verschollenen
ertheilten Vollmachten.

Derjenige, welcher am angenommenen
Sterbe - Tage als nächster Erbe, ans was iuz-
mer für einem Grunde, anzusehen ist, kann
in den Besitz des Nachlasses des Verscholle¬
nen, so wie der demselben während der Abwe¬
senheit angefallenen Erbschaften, Legate oder
Fideicommisse, gesetzt, oder, wenn er sich im
Besitze befindet, darin bestätigt zn werden ver¬
langen, er ist aber während der nächsten zehn
Zahre vom angenommenen Sterbetage an nur
als Fidneiar- Erbe anzusehen, dergestalt, daß



er wegen Erhaltung der Substanz und deren
Restitution , im Falle des Wicdererscheinens
des Verschollenen oder dessen unbekannten nä¬
heren Erben , Sicherheit bestellen muß . Die
davon erhobenen Nutzungen behält er auch in
diesem Falle , in sofern er in gutem Glauben
ist.

Kann oder will der in Besitz gesetzte Erbe
die Sicherheit nicht leisten , so tritt obrigkeit¬
liche Güterpflcge ein , und cS werden , nach
Abzug der Verwaltungs - Kosten , jenem die
Einkünfte verabfolgt.

Den Befugnissen der Gutsherrn hinsicht¬
lich der Besetzung des Bauergnts ist durch
diese Bestimmung kein Eintrag geschehen.

§ . Hat der Verschollene mit der zu-
rückgelasscnen Ehefrau in ekgenthümlicher oder
NUtznicßlichcr Gütergemeinschaft gelebt , so tre¬
ten die rechtlichen Wirkungen dieser Verhält¬
nisse auf den Todesfall sofort mit dem ange¬
nommenen Sterbetage ein . Bringen diese
Wirkungen nicht an sich schon die Verpflich¬
tung zur Sichcrheits - Bestellung mit sich , so
bleibt der Hinterbliebene Ehegatte davon be-
freyer , wenn er nicht zu einer anderweitigen
Ehe schreitet , in welchem Falle er für das
Dom Verschollenen herrührcnde Vermögen,
welches er in die zweyte Ehe bringt , wie in
§ . 6 . bestimmt ist , Sicherheit leisten muß.
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§. F. Nach Verlauf der zehn Jahre vom
angenommenen Sterbetage wird Cantion oder
obrigkeitliche Güterpflcge, wenn nicht zu denk
einen oder andern sonstige Grunde vorhanden,
auf Antrag des Besitzers aufgehoben, und die¬
sem steht nunmehr das volle Verfügungsrccht
über die Substanz zu, in sofern es nicht durch
die Qualität der Gäter beschrankt ist.

Erscheint der Verschollene oder ein nähe¬
rer Erbe desselben nach dieser Zeit wieder, so
kann er die Guter noch bruncir Jahren vom
angenommenen Sterbetage an von jedem, wel¬
cher durch einen frcygebigen Titel auf den To¬
desfall oder unter Lebenden in den Besitz ge¬
kommen, so wie von der zur anderen Ehe ge¬
schrittenen Ehefrau und deren Manne, jedoch
nur in dem Zustande, worin sie sich alsdann
befinden, zuruckfordcrn.

§. y. Jeder Besitzer, welcher von dem
Leben des Vermißten Kunde gehabt oder er¬
hält , ist von dem Augenblick an wie ein Ver¬
walter fremder Güter zu betrachten und zur
Rechnungsablage und vollständigen Entschädi¬
gung, gleich einem unredlichen Besitzer, ver¬
pflichtet, auch, falls er nicht dem Gerichte da¬
von sofort Anzeige gemacht hat , den Umstän¬
den nach, als ein Betrüger Und Meineidiger
zu bestrafen.

§, rv. . Nach gleichen Grundsätzen ist Ler



Fall Zn bcurtheilen , wenn nach erfolgter To¬
des - Erklärung des noch lebenden Verscholle¬
nen eine Erbschaft , Legat oder Fideicommiß,
welches demselben hatte zu Theil werden sol¬
len , auf andere Personen übergegangen ist.

§ . i i . In keinem Falle stehet dem Ver¬
schollenen oder dessen Erben das Recht zu , Ver¬
trage anzufechten , welche Dritte in gutem
Glauben mit dem , am angenommenen Ster¬
betage eingetretcnen Besitzer und dessen Nach¬
folgern nach jenem Zcitpuncte über das Ver¬
mögen geschlossen haben , es fey denn auS
Gründen , aus welchen auch der Contrahent
selbst einen solchen Vertrag würde haben an¬
fechten können , und vorbehaltlich des Rechts,
was im § . 8 . gegen die Besitzer aus frcygcbi-
gem Titel gegeben ist.

§ . 12 . War der Verschollene als Stell¬
vertreter für einen Andern in den Krieg gezo¬
gen , so kann der nach § . 6 . in Besitz gesetzte
Erbe , r «^p . Güterpfleger , oder die Ehefrau im
Falle des § . 7 . , die bedungene noch rückstän¬
dige Vergütung einfordern und darüber genü¬
gend quitiren . Die Ehefrau , welche mit dem
Vermißten in allgemeiner eigenthümlicher Gü¬
tergemeinschaft lebte, » und der obrigkeitlich an¬
geordnete Güterpfleger , sind dazu auch vor
erfolgter Todes - Erklärung legitimirt , und
der letztere kann von denen , welchen der Ver¬

mißte
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mißte Alimente zu leisten schuldig war , in
Ermangelung sonstiger Mittel , dazu aufge¬
fordert werden.

Mit der Todes - Erklärung eines Stell¬
vertreters soll übrigens die rechtliche Vermu-
thung Statt finden , daß derselbe durch den
übernommenen Kriegs - Dienst , oder bey dessen
Gelegenheit , das Leben eingebüßt habe , wel¬
chem zufolge in Gemäßheit Unserer Verord¬
nung v. uostenZunius 181Z . § . 4 . a . der Ver¬
tretene schuldig ist , die ganze zugestchcrte Ver¬
gütung ungekürzt zu entrichten , er könnte denn
beweisen , daß der Stellvertreter nicht durch
oder bey Gelegenheit des Kriegs - Dienstes
sein Leben eingebüßt , auch die zur Befreyung
des Conscribirten erforderliche Dienstzeit nicht
ausgehalten habe , in welchem Falle die Be¬
stimmungen des § . 4 . sub d . der gedachten Ver¬
ordnung zur Anwendung kommen.

6) Regierungs - Bekanntmachung v.
izten April  1822 », xudl . am i8ten
ejä.

Die mit der Regierung der Vereinigten Aufhebung rer

Staaten von Nord - Amerika eingeleiteten Un - " "̂ Abgaben"
terhandlüngen , über eine wechselseitige Gleich- »om Lonnenge,
stellung der hiesigen und der Amerikanischen hatte zwischen
A - . .^ 7 . . . . , den Schiffen des
Schiffe m Ansehung der in den bepdersettrgen Herzogtums

B



Oldenburg und Häfen zu entrichtenden Abgaben , haben den

vereinigt"» ^Erfolg gehabt , daß vermöge einer von dem
Staaten von Präsidenten der Vereinigten Staaten unterm
Nô Erlka, 22stenNov. 1821. erlassenen Declaration und
ungleichen zwi- ' " . , . -
schen Gütern , Bekanntmachung , nach dem durch eine Con,

die in die ver- greßacte vom ztenMärz iLrZ . festgesetzten

!!n durchSch.ffe Princlp der Reciprocität,
„diejenigen Bestimmungen der verschiede,
nen, über die Abgaben vom Tonnengehalte
der Schiffe und von Gütern, Sachen und
Handelswaaren, die in die Vereinigten
Staaten eingeführt werden, erlassenen Con-
greßacten, durch welche ein Unterschied in
den Abgaben vom Tonnengehalt zwischen
den Schiffen des Herzogthnmö Oldenburg
und denjenigen der Vereinigten Staaten,
imgleichen zwischen Gütern, die in die Ver¬
einigten Staaten durch Schiffe des Her-
zogthums Oldenburg und durch Schiffe der
Vereinigten Staaten eingeführt werden,
festgesetzt ist, aufgehoben sind, in so
weit sie Prvducte oder Manufacturen des
gedachten Herzogthums Oldenburg betref¬
fen."

Es wird daher diese zum wesentlichen Vortheil
der hiesigen Schifffahrt und Handlung gerei¬
chende Declaration der Regierung der Verei¬
nigten Staaten von Nord - Amerika hiemit,
mittelst öffentlich bekannt gemacht.

res Herzog-
Ihums Olden¬
burg und durch
Schiffe der ver¬
einigten Stau¬
ten eingeführt
werden , in so¬
weit sie Pro¬
ducts oder Ma¬
nufacturen des
Herzogthums
Oldenburg be¬
treffen.
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7)  Regierungs - Bekanntmachung v. Auflösung der

2istenApr . i822 . , xukl . amrzften « ,ä . ^ ^
Nachdem die Namens und auf Befehl ^ d-gung der

Sr . Herzoglichen Durchlaucht  unterm ^ ^ 2 ^,
2ten May 1816 . zur Beendigung der unabge - der im Jahre

machten Angelegenheiten der im Jahre 1806 . ^ .^ die
für die Herrschaft Jever errichteten Kriegs- »er errichtete»

Sasse ernannte S P ec ial - siquidatipns - Kriegs -Casse

Commission  ihre Geschäfte beendigt hat , cial̂ Liq!5 i'
so wird gedachte Behörde mit Höchster Ge - ons - Eommis-
nehmkgung hieurit für aufgelösct erklärt.

8) Regierungs - Bekanntmachungv.
2istenApril  1822 ., xubl . April  22.

Die unter der Benennung eines Ober - Auflösung des

G emeinderaths  landesherrlich angeord-
nete , und durch die provisorische Regierungs-
Commission unterm 24sten Jan . 1814 . consti-

tuirte Behörde wird , nachdem die ihr aufge-
tragenen Geschäfte ihre Erledigung gefunden
haben , mit Höchster Genehmigung Seiner
Herzoglichen Durchlaucht,  hiemit für
aufgelöset erklärt.

9) Militair - Commission - Bekannt¬
machung vom 27sten April  1822 .,
xubl . am atenMay  1822.

Da es zur Erhaltung der Ordnung in den Das Absterbe»
eines beurlaub¬
ten Soldaten,Anshebungslisten durchaus erforderlich 'ines beurkaub-

V



oder eines be- daß das Abstcrbcn eines beurlaubten Solda-

für^ ^ as erstehn , ^ wie derjenigen Wehrpflichtigen , welche
Aahrwiederbe- beeidigt und für das erste Jahr wieder bcur-

urlaubten laubt worden , der Militari -- Commission be-

gen . ist der Mi- sichtlich angczeigt werde , so wird solches hic-

litair- Commis- durch öffentlich bekannt gemacht , und denAn -r

gehörigen solcher mit Tode abgegangenen Mi-
litairpersonen , imgleichen den Vauervögtcn,
in deren Baucrschaft ein solcher Todesfall

sich zutragt , zur Pflicht gemacht , davon un¬

verzüglich dem beykommenden Kirchspielsvogt
Nachricht zu ertheilen , welcher dann darüber
dem Amte , und dieses der Militair - Com¬

mission baldigst Bericht zu erstatten hat . Die

Aemter werden zugleich aufgefordert , ihre Un¬
tergebenen zur Befolgung dieser Anordnung,
die zur Erhaltung der Ordnung in den Listen
durchaus rwthwcndig ist , anzuhalten ..

10) Regierungs - Bekanntmachung
vom i8ten May 1822 . , xudl . am
LZ stell «j ä.

Bollziehung der Um bey Vollziehung der Pfändungen und

und ^ erecutivi ^ ^ " ^ ^ ^ chen Mobiliar - Verkäufe unverhält-
schen Mobiliar uißmäßlge Kosten zu vermeiden , hat die Re-
BerkLufe . grerung , in Einstimmung mit der Justiz -Canz-

ley , angemessen gefunden:

1) Die in der Bekanntmachung vom L-- ten
Januar 181Z./ §. Z. aufgenommene Re-
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gel wegen der vorn Landgerichte, oder
einem Gerichte gleicher oder höherer Ord¬
nung, erkannten und dem Amte zur Voll¬
streckung aufgetragcncn epecutivischen
Verkäufe dahin Zu nwdist'ciren, daß in
jedem Falle, da der Werth der in Pfan¬
dring geschriebenen Stücke nicht über 25
Rthlr . angeschlagen wird, wenn auch
vom Gerichte dieE.recution auf eine hö¬
here Summe erkannt ist, der Verkauf
ohne Anziehung des Auctionsverwalters,
auf eben die Weise, wie die vom Amte
erkannten erecutivischen Verkaufe, voll¬
zogen werden soll.

2) Die in der Bekanntmachung vomr §ten
May 1817. bestimmte Gebühr des Amts¬
boten ist dahin beschrankt, daß sie in kei¬
nem Falle mehr als einen Rthlr . betra¬
gen kann.

z) Wenn Feldfrüchte der Gegenstand der
Pfändung sind, deren Verkauf kurz vor
der Erndtc vorthcilhaftcr zu seyu pflegt,
so kann der Verkauf, mit Zustimmung
des Gläubigers, bis zu diesem vortheil-
hasteren Aeitpunct ausgcseßt werden,
ohne daß durch den über 6 Wochen ver¬
längerten Aufschub das Pfandrecht er¬
löscht. Doch ist cs erforderlich, daß dis



Verlängerung zur öffentlichen Kunde,
etwa durch Anschlag , gebracht werde.

n ) Regierungs - Bekanntmachung
vom igten May 1822 . , xubl . am
zosten ej6.

Aufhkbung de« Die Regierung hat bei) den beruhigenden
Maaßregeln ^ Nachrichten über den öffentlichen Gesundheits-

Zustand in den verschiedenen Wiltgegenden die
im verflossenen Jahre , aus Rücksichten der
Gesundheits , Polizey , ungeordnete Aufsicht
über die in die Weser einkommenden Schiffe
bis weiter wieder aufgehoben , und daher den
Posten des bisher bey Bleren noch ansgelege-
uen Quarantaine - Cutters wieder eingezogen.

12 ) Regierungs - Bekanntmachung
v . roten Juni  1822 . , xukl . am rzten
ejZ.

H«ngste KLh. Zn Betreff der diesjährigen Hengste - Köh-
ran »' rung wird , in Gemäßheit höchsten Rescriptö

vom 25sten v . M «, hiedurch folgendes bekannt
gemacht:

1 . Die Köhrungs - Commission besteht für
dieses Jahr wiederum aus

dem Rittmeister Lehmann,
Bereiter Mohrhagen,
Thierarrt Greve,
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und aus nachbenannten aus den 7 Kreisen ge¬

wählten Sachverständigen:
Gerd Hinzen zu Rostrup,
Borchert Kückens zu Ranzebüttel,

Johann Harms zu Bockhorn,

Berend Zanßen Behrens zum Augusten,

Groden,
Melchior Lübben zum Schmalenflether

Wurp,
Zeller Quatmann zu Elsen,

Berend Hubbermann , zu Siedenbögen.

2 . Die Köhrung wird in den 7 Kreisen

an den nachbenannten Tagen geschehen:

am 26sten d. M . für den Kreis Neuenburg

zu Bockhorn Morgens um 8 Uhr,

am 27sten d. M . zur selbigen Tageszeit zu

Jever,
am 2 gsten d. M . zur selbigen Tageszeit zu

Ovelgönne,
am i sten Zul . Morgens 9 Uhr zu Delmen¬

horst,
am zten Jul . Morgens 8 Uhr zu Vechta,

am 4ten Zul . Morgens 10 Uhr zu Clop¬

penburg,
am 6ten Zul . Morgens 9 Uhr zu Olden¬

burg,
I . Die zur Cvncurrenz um die Prämien

zuzulassendcn Hengste werden bey jeder Köh¬

rung sofort designirt und demnächst , zur Aus-



wähl für die Prämien- Verkeilung , am gten
Julius Morgens um 9 Uhr vor Oldenburg
beym Neuenhause sistiret. Die für die Prä¬
mien in diesem Jahre vonSeiner Herzog¬
lichen Durchlaucht  gnädigst ansgcseßte
Summe von gooRthlr . wird folgendermaßen,
in baarem Gelde oder in Silberzeug, nach
der Wahl des Empfängers, vertheilt wer¬den

1 Prämie zu ichv Rthlr .,
2 Prämien jede zu 1vo Rthlr .,
2 Prämien jede zu 80 Rthlr.

Am übrigen wird bei) dem Köhrungs-Ge-
schäfte überhaupt nach Maßgabe der Regie-

- rungs - Bekanntmachung vom i4ten Oct. V. I.
Verfahren werden.

rz ) Regierungs - Bekanntmachung
vom i4ten Juni  1822 . , xudl . am
2vstcn ejä.

Feyer der Der diesjährige Jahrs tag der
schlachten Sch lacht bey Belle -Alliance  soll am
bey Belle -Mi - Sonntage den 2Z sten Zttinus , und der Ja h-
ance nnd beyt-estag der Schlacht bei ) Leipzig  am

Sonntaged. gosten Oktober im ganzen Herzog-
thum Oldenburg und der Herrschaft Aever auf
gleiche Weise wie in den vorhergehenden Jahren
durch Gottesdienst gefeyert werden, welches
hiedurch zur öffentlichen Kunde gebracht wird.
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i4 ) Bekanntmachung dcö Magi¬

strats der Stadt Oldenburg vom

2gsten Juni 1822 . , xudi . am saften

Den beykommenden hiesigen Einwohnern Herabsetzung

wird hiedurch bekannt gemacht, daß  Sei ne des Quartier-

Herzogliche Durchlaucht für daö lau - ^

sende Fahr eine Herabsetzung des O.uarticr - ScrvUegeldes

geldes auf 22Z Rthlr . , und deS Scrviecgeldcs^
auf i ZZ Rthlr . , für das volle Haus , zugench - Hau^

urigen geruhet haben . Nach erfolgter Verfü¬

gung Herzoglicher Cammer sollen diese Gelder

in 2 Terminen , zur Hälfte sogleich , und zur

Hälfte Martini dieses Jahrs , bezahlt werden,

und werden daher die Beykommenden ange¬

wiesen , diese Zahlungen an den p . t . Billeticr,

Rathshcrrn Ritter , zu leisten»

rg ) Cammer - Bekanntmachung vom

24ste » Iuni 1822 . , xud ' 1. am4tenZul.
1822.

Mit Höchster Genehmigung Sr . Her - Bestimmung,

zoglichen Durchlaucht  wird die in der daß die von em-
" ^ - -V geführtem
Landesherrlichen Verordnung v. agsten Dceem - Branntwein je¬

der 1814 . , wegen Herstellung der vor der der Gattung zu

Französischen Occnpation bestandenen Abga- gleich

ben,  im § . 18 . lit . 3. enthaltene Vorschrift beyEntrichtung

wegen derjenigen der Accise unterworfenen

Waaren , welche ans der Fremde cingeführtmer entrichtet
werden solle.



Einführung ei¬
nes Starions¬
geldes zu Hun¬
tebrück und zu
Ochtum.

werben , kn Ansehung des fremden Brannte-
weins , welcher in das hiesige Herzogthum
und die Erbherrschaft Jever eingeführt wird,
dahin abgeändert : daß von jetzt an für den
fremden Branntewein jeder Gattung und ohne
alle Ausnahme , der eingeführt wird , die Ac-
eise sofort bey der Einfuhr an den Einneh¬
mer des Grenzzolls zugleich mit diesem ent¬
richtet werden müsse , da sodann , wenn von
diesem Branntewein Quantitäten , die jedoch
wenigstens ein halbes Anker betragen müs¬
sen , wiederum ausgefuhrt werden sollten,
nach bcygcbrachter hinreichender Bescheinigung,
daß dieser Branntewein aus dem Auslande
eingeführt und dafür Grenzzoll und Accise
entrichtet scy , der Betrag der letzteren wie¬
der vergütet werden wird.

Es wird demnach solches hiedurch zu je¬
dermanns Wissenschaft gebracht , und sind die
betreffenden Behörden und Aoll - Einnehmer
angewiesen , auf die Befolgung dieser Anord¬
nung mit Strenge zu halten.

16 ) Cammer - Bekanntmachung vom
LLstenJuni  1822 . / xudl . am 4tenZulr
1822.

Vom / tenZulius d. Z . wird mit Höchster
Genehmigung , sowohl zu Huntebrück als zu
Ochtum , von jedem Miethfuhrmann , der
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diese Orte auf der Route zwischen Varel

und Bremen und Oldenburg und Bremen pas-

firt , ein Stativnsgeld erhoben werden , wel¬

ches in Gemäßheit der Bekanntmachung vom

inten May 1817 . beträgt:

für 2 Pferde 56 Gr . Gold,

für z Pferde 54 Gr . Gold,

für 4 und mehrere Pferde 1 Rthlr . Gold,

und finden in Rücksicht desselben diejenigen

Bestimmungen Anwendung , welche in der

vorgedachten Bekanntmachung enthalten find.

Derjenige fremde Miethfuhrmann , wel¬

cher nach Elsfleth fahrt , erlegt gleichfalls an

den genannten beydcn Orten das Stationsgeld,

erhält es aber auf der Rückfahrt gegen Vorzei¬

gung einer von den Postofficialen in Elsfleth

unentgeltlich zucrtheilenden Bescheinigung , daß

er dort abwesend gewesen ist , zurück , so wie

derjenige , der von Elsfleth kommt , wenn er

eine solcheBescheinigung vorzeigt , zuHuntebrück

und Ochtum kein Stationsgeld zn erlegen hat.

Mit der Erhebung des Stationsgeldes

find die Zolleinnehmer zu Huntebrück und

Ochtum beauftragt.

i7 ) Regierungs - Bekanntmachung  v.

zten Aug.  1822 . , xubl . am 8ten ejä.

Es ist der Regierung bekannt geworden , Berber verBsr-

daß die bereits in älteren Verordnungen ent- ^ ns geistiger
Getränke an die
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haltencn Vorschriften , wodurch das höchst
nachtheilige , die Neigung -um Trunk beför¬
dernde Borgen geistiger Getränke an die Gäste
in den Schenken nndWirthshäusern beschrankt
wird , häufig nicht befolgt werden.

Mit höchster Genehmigung Sr . Her¬
zoglichen Durchlaucht  wird demnach
Folgendes verordnet:

i ) Allen Gast - und Schenkwirthen wird
das Creditgcben auf Wein , Brannt¬
wein und andere starke Getränke , wohin
jedoch Bier nicht zu rechnen ist , derge¬
stalt untersagt , daß darauf überall keine
gerichtliche Hülfe gegeben werden soll,
ausgenommen , wenn das Getränk zwi¬
schen Faß und Boden , beg . nichr kleine¬
ren Quantitäten als ^ Anker verkauft
ist . Bey Reifenden , die in einem Wirths-
hause logiren und erst bey der Abreise
nach herzugcbcnder Rechnung bezahlen,
findet jedoch diese Vorschrift keine An¬
wendung.

2 ) Der Wirth , welcher dieser Vorschrift
zuwider creditirt haben würde , soll im
ersten Contraventionsfall mit 1 Rthlr . ,
im zweyten mit Z Rthlr . Brüche , und
im dritten mit dem Verlust seiner Cou-
cessivn bestraft werden.



i8 ) Cammer - Bekanntmachung vom

- stcu August 1822 . , xudl . am 15 .cn

«je !.

Dur Eröffnung der Jagd im Herzogthum Eröffnung der

Oldenburg und in der Herrschaft Jever ist ^ ^ un Herb-
im gegenwärtigen Jahre der achte Septem¬

ber festgesetzt.
Indem dieses hiedurch zur allgemeinen

Kenntniß gebracht wird / werden zugleich die

bisherigen und annoch ferner fortdauernden
einschränkenden Vorschriften , wonach auf

den Feldern und Mooren , auf welchen annoch

Früchte auf dem Halme stehen, die Hunde so

wenig reviren mögen , als wenig durch die

Früchte selbst gegangen werden darf , unglei¬

chen alles Jagen mit Windhunden bis weiter

ans die bisherige Weise untersagt bleibt , zur

genauen Beobachtung aufs neue in Erinne¬

rung gebracht.

rg ) Cammer - Bekanntmachung vom

igten August  1822 .,- xudl . am Lgstcn
sj ä.

Seine Herzogliche  DurchlauchtB >-n-nnung des

haben zu verfügen geruhet , daß - dem Wapc - Reu -Wape-

ler Außendeichs - Groden , dessen Bedeichung ^ " 6'

im gegenwärtigen Jahre angefangen ist , der

Name Neu - Wapeler - Groden  beygc-

legt werden solle.
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so ) Regier rings - Bekanntmachung
vom igten Sept . 1822 . , xudl . am
igten « jä.

Anordnung ti - Auf die über den Gesundheits - Zustand
ons -̂ Quaran - ^ Havannah eittgegangenen Nachrichten
taine. hat die Regierung sich veranlasset gefunden,

zu verordnen , daß die von der Havannah auf
der Weser ankommenden Schiffe wiederum
unter Aufsicht gestellet , untersuchet , einer acht¬
tägigen Observations - Quarantakne unterwor¬
fen , und erst , wenn sich dabey keine verdäch¬
tige Umstände ergeben , zugelassen , im entge¬
gengesetzten Falle aber , wenn die Gefährlich¬
keit der Umstände es erfordert , abgewiesen
werden sollen.

Zur Ausführung dieser Maßregeln ist der
Herzogliche Quarantaine - Commissair für die
Weser wiederum bey Blexen stationiret , und
werden daher alle Schiffs - Capitaine angewie¬
sen , dessen Anordnungen genau zu befolgen.

21 ) Bekanntmachung der Postdirec-
tion vom sssten Sept.  1822 . , xukl.
am  sösten ejll.

Abgang der fah - Wegen des Abgangs der hiesigen fahren-

»dEd ^ urg? ^ Post von Bremen ist dahin eine Verän¬
derung eingetreten , daß derselbe MontagS
und Frcytags 9 Uhr Morgens erfolgt , und
hie Post Hieselbst um Uhr Nachmittags



eintrifft . Von hier nach Ostfriesland wird die¬

selbe v . i sten Oktober an , rirn 6HUHr AbendS

wieder abfahren , und Dienstags und Son¬

nabends Morgens zUhr in Grossander ein-

treffen . Die Jeversche fahrende Post wird

eine halbe Stunde später , mithin 6Z Uhr

Nachmittags , von Oldenburg abfahren.

In Ansehung des Abgangs der fahren-

rcnden Post von Oldenburg nach Bremen , und

der Ankunft der fahrenden Post von Ostfries¬

land , imgleichen derjenigen vo n Zever , bleibt

es bey der bisherigen Einrichtung.

Packcte , Gelder und Briefe müssen eine

halbe Stunde vor Abgang der Posten abge¬

geben werden , mithin:
s) zu der fahrenden Post nach Ostfricsland:

bis 5H Uhr Nachmittags;
b ) zu der Zeverschen fahrenden Post : bis

EH Uhr Nachmittags;
c) zu der fahrenden Post nach Bremen:

Montags und Donnerstags Abends bis

8 Uhr , Dienstags und Freytagö Mor¬

gens bis 6H Uhr.

22 ) Landesherrliche Verordnung v.

L4sten Sept.  1822 . , xukl . am Zten
Oktober  1822.

Von Gottes Gnaden Wir , Peter
Friedrich Ludwigrc.
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Thun kund hiemit:
NLineBcstim - Daß Wir den Art . 8Z8 . des Strafge-

sckiränkunĝ es ^ ^ uchö , wegen der cassatorischen Erkennt-
R r t . 858 .. des Nisse in zweytcr Instanz , zur Beförderung

^cn ' Scra 'fge Rechtöpstege , folgendermaßen naher zu
setzbuchs wegen bestimmen und zu beschranken Uns bewogen
der caffatori- gefunden haben.

i^ LwcttcrArt.  I . Wegen verletzter Förmlichkeit
Instanz . stndet ein das Urtheil erster Instanz als un¬

gültig aufhebendes Erkennlniß nur alsdann
Statt , wenn entweder die ganze Untersu¬
chung , oder aber die Entscheidung selbst nich¬
tig ist . Sind dagegen nur einzelne Handlun¬
gen mangelhaft , oder wegen verletzter Förm¬
lichkeit nichtig , so sollen , ohne cassatorisches
Erkennlniß , die zur Hebung des Mangels,
oder zur 'Ergänzung der Förmlichkeiten nö-
thigen Verfügungen erlassen , und , wenn sol¬
chen nicht mehr genügt werden kann , die recht¬
lichen Folgen hievon bcy dem Endurtheile
selbst bestimmt werden.

Art . 2 . Wegen wesentlicher Lucken der
Untersuchung , welche eine nachträgliche Er-
gänzug zulasten , ist nicht sogleich ein cassa-
torischcö Urtheil abzugebcn , sondern zuför¬
derst das Untersuchungsgericht zu den be¬
stimmten Ergänzungen anzuweisen , mit wel¬
chen die Aeten wieder an die zweyte Instanz
einzuseuden sind.

Art . Z.
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Art . z . Zn den Fallen , wo wegen Man¬
gels an Förmlichkeit , oder wegen wesentlicher
Lücken die Ergänzungen ( Art . i . 2 .) ange-
vrdnet werden , findet das förmliche Urtheils-
verfahren noch nicht Statt , sondern es wird
dem Angeschuldigten nur im allgemeinen eröff¬
net , daß das Gericht zweyter Instanz vor

Entscheidung der Sache noch einiges zur nähe¬

ren Untersuchung angeordnet habe.

Art . 4 . Gereichen die Ergänzungen zum
Vortheil des Angeschuldigten , oder verändern
sie wenigstens die angeschuldigte Thal und die
hiedurch verwirkte Strafe weder der Gattung
noch dem Grade nach zum Nachtheil desselben,
oder bewirken ste lediglich eine Erhöhung oder
Schärfung der Strafe innerhalb der richterli¬
chen Befugniß ( Art . 102 . N . B .) , so ist in
zweyter Instanz ohne weiteres zugleich nach

den vorigen Acten und nach den eingckomme-
nen Ergänzungen zu entscheiden.

Art.  5 . Findet hingegen das Gericht

zweyter Instanz , daß die eingelangten Ergän¬
zungen die That zum Nachrheile des Ange¬
schuldigten wesentlich verändern , so muß das
erste Erkenntnis aufgehoben , und die Sache
zur neuen Entscheidung an die erste Instanz
zurückgewiesen werden . Dieses geschieht in
folgenden Fällen:

C



r ) wenn sich hinreichende Beweise ober An¬
zeigungen einer im ersten Urtheile über¬
gangenen strafbaren Handlung desselben
Angeschuldigten ergeben haben , sofern
diese Handlung eine Erhöhung der bereits
zuerkannten Strafe bewirken muß;

2 ) wenn gegen den Angeschuldigten vorher,
wegen mangelnden Beweises , auf Ein¬
stellung der Untersuchung erkannt war,
und derselbe der Thal nunmehr geständig
oder überwiesen ist;

z ) wenn nach den Ergänzungen die vorher
abgeurtheilte That in einer veränderten,
höher strafbaren Eigenschaft erscheint,
entweder als eine andere Gattung von
Verbrechen , oder als ein höher strafba¬
rer Grad desselben Verbrechens . Die¬
ses kommt auch beiden Graden des Ver¬
suchs , der Fahrlässigkeit und Hülfslei-
stung zur Anwendung.

' Art . 6 . Die nach Art . 1 . und 5 . Statt
findenden kassatorischen Erkenntnisse sind nicht
als Endurtheile zu betrachten , sondern unter
Beziehung auf den Art . 858 . des Strafge¬
setz - Buchs so abzufassen , daß der Angeschul¬
digte bey Verkündigung derselben erfährt , ob
das vorige Urtheil wegen verletzter Förmlich¬
keit , oder wesentlicher Lücken aufgehoben , und
die Fortsetzung des Processes angeordnet wurde.



In einer besonderen Entschließung sollen dem
Gerichte erster Instanz die Gründe der Auf¬
hebung des ersten Urtheilö eröffnet, und die
Anweisungen zur weiteren Instruction der
Sache ertheilt werden.

Art . 7« Nach aufgehobenem Erkennt¬
nisse richtet sich das weitere Verfahren nach
den allgemeinen Vorschriften des Strafgesetz-
Buches, und es findet auch ein neues Verthei-
digungsverfahren in so weit Statt , als neue
Umstände oder Beweise zu den Acten kommen,
auf welche die vorige Vertheidigung nicht ge¬
richtet war.

Art . 8. Obige Bestimmungen sind auch
bey den Civil- und Polizey- Strafsachen zur
Anwendung zu bringen.

Hiernach haben sich sammtliche Gerichte zu
richten, und diese Grundsätze auch! bey den
schon anhängigen Strafsachen zu befolgen.

25) Regierungs - Bekanntmachung
vom  Josten Sept . 1822. , xubl . am
Zten Oct.  1822.

Da die Kosten der Gassen-Erleuchtung kn Einführung«.
der hiesigen Residenzstadt mit den seitherigen
Mitteln der Laternen-Casse nicht bestritten dm Kaufleutei,
werden können, so haben Seine H er z0g-welche die hiefl-
liche Durchlaucht,  auf unterthänigsten ^ hm̂ mtrich-
Vortrag der Regierung , die Einführung und tet wertens»ll,

'C »



imd einer allge-Erhebung der nachstehenden Abgaben, zum
"artm- Stemme stell der Gassen - Erleuchtungs-
pels, zum « -- Anstalt in der hiesigen Residenz,

!7leuchtu»E -' ö» genehmigen geruhet:
Anstalten. i ) Es sollen die fremden  Kaufleute,

welche die hiesigen Jahrmärkte  bezie¬
hen , eine Recognition  nach folgendem
Tarife erlegen , und zwar diejenigen , welche
mit ihren Waaren in den Hau fern  aus-
stchen:

für einen Manufactur - Putz - und Mode-
waaren - Laden 20 Rthlr . Gold , für
eine Bijouterie - und Quinquaillerie-
Waarenniederlage 1g Rthlr . Gold , für
einen Ausstand mit Pelz - und Leder-
Waaren , Spiegeln und Möbeln io
Rthlr . Gold , für einen Laden mit son¬
stigen kleinen , auch Eisen - und Stahl-
Waaren ZRthlr . Gold.

Diejenigen aber , welche mit ihren Waa¬
ren auf dem Marktplatze in Zelten
und Buden  rc. ausstehen:

für ein Kuchen - Confect - Liqueur - oder
Waffel - Zelt 5Rthlr . Gold , für eine
Bude mit Mode - Putz - oder Manufac¬
tur - Waaren 4 Rthlr . Gold , für eine
Bude mit Glas - Eisen - Stahl - oder
Leder- Waaren z Rthlr . Gold , für eine
Bude oder Zelt mit andern kleinen Waa-



«ach Beschaffenheit der Umstände i biö

2 Rthlr . Gold , für ein Schnapps - oder

sogenanntes Sudel - Zelt , und zwar f ü r

diese ohne Unterschied ob von Frem¬
den oder Einheimischen aufgerichtet , z

Rthlr . Gold.
Dagegen sollen die Inhaber von seltenen,

hier zur Schau ausgestellten Gegenständen,
welcher Art solche auch seyn mögen , ferner

Seiltänzer , Equilibristen , Reuter rc. , wel¬

che ihre Künste , es mag zur Zeit der Jahr¬

märkte oder sonst seyn , Hieselbst zeigen , eine

Recognition von 5 bis 10 Rthlr . Gold , nach

Beschaffenheit der Umstande , entrichten.
Die betreffenden Kaufleute , Krämer rc.

haben beym Stadt - Magistrate den erforder¬
lichen Erlaubnisschein , gegen Erlegung der

verordneten Recognitionsgelder , einzulösen,

welcher aber nur für die Zeit eines Jahrmarkts

gültig ist.
2) Der seither nur in der Stadt Olden¬

burg und in den vor den Stau - Eversten-

Haaren - und Heiligengeist - Thoren belegenen

Wirths - und Kaffeehäusern zum Besten der

hiesigen Laternen -Easse eingeführte Stempel
aufdie Spielkarten  soll auf das ganze

Herzogthum und die Erbherrschaft
Jever  ausgedehnt werden , und wird hiemit

für jedes Spiel gewöhnlicher Kars
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ten auf sechs Grote Courant , für je-
des Spiel Tarock - Karten aber auf
zwölf Grote Courant resp . erhöhet und
festgesetzt.

Der Ertrag dieses Karten - Stempels
aus dem Kreise Oldenburg ist jdefi-
nitiv zum Besten der hiesigen Gassen - Er-
leuchtungs - Anstalt bestimmt . Ueber den Er¬
trag desselben ans den übrigen Kreisen des Lan¬
des , so wie aus der Herrschaft Jever reserviret
sich die Regierung zum Besten einer in den
resp . Kreis - Orten etwa cinznrichtendenStra¬
ßen - Erleuchtung , oder sonstigen gemeinnützi¬
gen Einrichtung , noch weiter zu verfügen.

Der Magistrat der Stadt Oldenburg ist
beauftraget , die Stempelung der Spielkarten
mit dem bereits hier eingeführten Stempel
im ganzen Lande verrichten zu lassen , in den
verschiedenen Städten , dem Bedürfnisse ge¬
mäß , Unter - Stempelnngs , Comtoirs zu hal¬
ten , die Gebühr des Stempels erheben zu las¬
sen , und den Betrag , resp . hier seiner Bestim¬
mung gemäß Zu verwenden , oder die Bestim¬
mung der Regierung darüber zu gewärtigen.

Es sollen daher alle Spielkarten im gan¬
zen Lande , mit Einschluß der Herrschaft Je¬
ver , unverzüglich , und spätestens in Zeit
4 Wochen a dato pudlicati0nis  dieses,
mit dem verorduungsmäßigen Stempel be-



zeichnet werden , und ist es , nach Ablauf die¬

ser Frist , niemanden , weder Privatpersonen

noch Wirthen oder Kaufleuten , erlaubt , andere

als mit dem verordnten Stempel versehene

Spielkarten im Hause zu haben , noch zu gebrau¬

chen , noch von andern gebrauchen zu lassen , bey

einer Polizey -Geldstrafe von Z Rthlr . Gold für

jeden Contraventions -Fall . Wirthe und Kauf¬

leute , welche sich einer zweyten Contravention

schuldig machen würden , sollen mit einer Brüche

von 10 Rthlr . Gold belegt , zum drittenmal

aber mit der Einziehung der Wirthschafts-

' oder Handels - Concession bestraft werden . Die

Hälfte der Bruchgelder soll dem Angeber , die

andere Hälfte aber der hiesigen Laternen -Casse

zuerkannt werden.

24 ) Regierungs - Bekanntmachung

vom  ztcn October  1822 . , xudl . am

10 ten «jä.

Da mehrere Vasallen des hiesigen Her - Allodiflcation

zoglichen Lchenhofs verschiedentlich über dle ^ " °" derhöch-

Beschränkungen , welche aus der Lchensverbln - 'schastreleviren-

dung entspringen , Beschwerde geführt und den Lehen,

den Wunsch zu erkennen gegeben haben , daß

dieselben , gegen Entschädigung der sehensherr-

schaft für die dadurch aufzugebenden Ansprü¬

che , mochten ausgehoben werden können , so

haben Seine Herz 0 gliche Durchlaucht



die Vortheile einer solchen Maßregel für die
Lehensträger und eine erhöhete Landeseultuv
nicht verkennend , mittelst höchsten Cabinetsr
rescripts vom 28ten v . M . zu derselben Höchst«
dero Genehmigung ertheilt , uns es werden
daher diejenigen Bestimmungen hierdurch öf¬
fentlich bekannt gemacht , welche in dieser Be¬
ziehung angenommen worden sind.

i . Die Aufhebung hat nur die Lehensver¬
bindung , welche zwischen der höchsten Lehens-
Herrschaft und den Vasallen in Ansehung der
Unterhabenden , von dem hiesigen Lehenhof re-
levirenden Lehen besteht , zum Gegenstände;
sie bezieht sich daher nicht auf die Verhältnisse
der Belehnten gegen einander , und namentlich
nicht auf deren und deren Nachkommen Erbfols
gerechte , welche , so lange sie nicht auf sonstige
rechtliche Weise aufgehoben sind , der Aufhe¬
bung der Lehensverbindunz ungeachtet , völlig
unverändert erhalten werden.

2 > Zu der Aufhebung der Lehensverbin¬
dung auf die bemeldete Art ist erforderlich:

s ) daß die höchste Lehenöherrschaft von den
Vasallen wegen der Laudemralgelder und
Lehenssporteln ( so wie wegen etwaiger
Rückstände derselben ) und wegen deS
Heimfallsrechts entschädigt , und hierauf

b ) dem Lehenträger , der sich alsdann im
Besitz des Lehens besindct , eine , förmli-



che Allodistcations - Urkunde von dem Le¬

henhof crtheilt wird.

z . Die gedachte Entschädigung soll , mit

Berücksichtigung aller dabey in Betracht kom¬

menden Umstände , im Wege der frey¬

willigen Convention,  zwischen dem Le¬

henshof und Vasallen regulirt , und nach dem

Wunsch des letzter » , entweder mittelst eines

jährlichen , auf den bisherigen Lehenseomple-

xuS haftenden , Canons , der jedoch jederzeit

nach Capitalfuß zu zK ablösbar bleibt , oder

mittelst einer gleich festzusetzenden runden

Summe geleistet werden kann.

4 . Die Ausmittelung derselben wird,

unter Mitwirkung der betreffenden Aemtcr,

zunächst von einem Regierungs - Commistair

geleitet , der , nachdem die Sache hinlänglich

instruirt worden , die desfalligen Erklärungen,

Anschläge u . s . w . der Regierung zur weitern

Verfügung Vorlagen wird.

Z. Um es den Vasallen bey dem Ausmit-

tclnngs - Geschäft möglichst zu erleichtern , sol¬

len dabey alle Sporteln und der Gebrauch

des Stcmpelpapiers Wegfällen , nur sollen

die protvcvllarische Uebereinkunft hinsichtlich

der statt der ehemaligen Lehcnsverbindlichkei-

ten zu leistenden Entschädigung auf Stempel-

papicr Nr . 28, , und dieAllvdistcations -Urkun-



den auf Stempelpapier Nr . za . geschrieben
werden.

6 . Die Vasallen können , ohne besondere
Uebereinkunst , von den After - Vasallen keine
Beyhülfe zu der zu leistenden Entschädigung
verlangen.

7 . Zeder Vasall , der von den Vorthei-
lcn dieser Bestimmungen Gebrauch -.rache«
will , muß sich vor dem 1 sten Julius 182z.
darum bewerben , und spätestens in weitern
6 Monaten die Sache völlig zur Endschaft
befördern , indem nach Ablauf des Jahrs 182z.
hinsichtlich derjenigen sehen , in Ansehung de¬
ren bis dahin eine Abhandlung nicht erfolgt
ist , die sehensverbindüng als unveränderlich
fortbcstehend betrachtet werden wird.

8 . Mit der § . 4 . erwähnten Commission
wird der Ncgicrungsrath Süden beauftragt,
welchem rücksichtlich der dazu erforderlichen
Vorarbeiten der Archivfecretair Kohli betre¬
ten wird.

23 ) Regierung 6 - Bekanntmachung
vom  gtenOct . 1822 ., pudl . am roten
ejä.

Ausdehnung
der Qurantai-
ne -Maaßregeln,

Die zur Sicherung wegen Verbreitung des
gelben Fiebers , rücksichtlich der aus der Ha-
vannah kommenden Schiffe , durch die Regie¬
rungs - Bekanntmachung vom iZten Septemb.
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L8- 2. ««geordneter, Maaßregelu werben, in
Folge der über den Gcsmrdheits- Instand von
Neuyork eingegangenen Nachrichten, auf die
Don Neuyork kommenden Schiffe bis weiter
hiemit ausgedehnt, und sollen daher die von
dorther kommenden Schiffe, auf gleiche Meise
wie die aus derHavannah kommenden Schiffe,
nach Vorschrift der Regierungs- Bekanntma¬
chung vom iZ ten Sept . 1822. , behandelt
werden.

s6) Regierungs - Bekanntmachung
vom 28stenOctobcr  1822., xukl . am
gisten sjä.

Auf Seincr Herzoglichen Durch-  Convention we-
laucht höchsten Special - Befehl wird hier- s '̂ wechsclsei-
^ V ^ ^ tiger Ausli -ft-
durch bekannt gemacht, daß zwischen dem Her-x„„g ^ Ver-
zoglich Oldenburgischcn Cabincts-Ministerinmbrechkr, u.N»f-

und dem Großherzoglich Meklenburg-Schwc-^^ bührm'
rinschen Geheimen Ministerium wegen wech-rnCriml»alfLt-

selseitiger Auslieferung der Verbrecher und^ ' ^ ickm^
Aufhebung der Gerichtsgcbühren in Criminal-Oldenburgi-
fällen, mit unmittelbarer Genehmigung ders-he» Eabwets-

beyderseitigen höchster, Landcöherrfchaften, ftl- ^ ^ roHe!'.
gcnde Vereinbarung getroffen und festgesetzt zoglich Mekun-

burg- Schwe-

1. Alle Personen, die während ihres Auf-^en̂ Minist^
enthalts in dem Herzogthum Oldenburg und rium.
dem Fürstenthum Lübek oder in dem Großher-



zogthum Meklenburg - Schwerin ein Verbre,
chen begangen haben , welches nach den Grund,
säßen der in beyderfeitigen Landen geltenden
Rechte eine peinliche Strafe nach sich ziehet,
sollen , wenn sie vor erfolgter Bestrafung in
die anderseitigen Lande sich gewandt haben , an
dasjenige Gericht , auf geschehene Requisition,
unweigerlich ausgeliefcrt werden , in dessen Ge,
richtsbarkeit das Verbrechen verübt worden ist.

Woferne jedoch die Verbrecher , deren Aus¬
lieferung verlangt wird , wirklich domiciliirte
Landes -- Unterthalien des einen oder andern
Landesherrn sind , so soll die Bewilligung der
Auslieferung derselben zu einer , vorher darü¬
ber in jedem einzelnen Falle zwischen der Her¬
zoglich Oldenburgischcn Regierung oder der
Fürstlich Lübekfchen Regierung zu Eutin und
der Großherzoglich Meklcnburgschen Regie¬
rung zu Schwerin zu treffenden Uebereinkunft
hin verstellet seyn.

Nach der in diesem Artikel enthaltenen
Bestimmung sinket demnach die Auslieferung
in bloßen Accise - und Contrebande - Verge¬
hen , wenn gleich in dem einen oder ander»
Lande darauf entweder überhaupt oder nach
den Aeitumstanden , z. B > bey Fruchtsperren
rc . , eine peinliche Strafe gesetzt seyn sollte,
nur in den Fällen Statt , wenn deshalb für
den vorkommenden einzelnen Fall zwischen den



beyderseitigen Regierungen eine Ueberernkunst

getroffen seyn sollte.
s . Das Requisitions - Schreiben , welches

zur Bewirkung der Auslieferung zu erlassen

ist , giebt zu erkennen , aus welchen Gründen

das Ansuchen geschiehet.
Wenn in andern als Crimrnalfällen , oder

in Ansehung anderer Personen , als der zuerst

genannten Fremden , um Auslieferung ange-

sucht wird , oder wenn der requirirte Richter

irgend etwas bedenklich findet , muß er den

Fall seiner Regierung einberichten und Reso¬

lution erwarten.

Sollte nach - er Verfassung desjenigen Lan¬

des , wo das Verbrechen verübt worden ist,

die Untersuchung von einem andern Gericht

als demjenigen geführt werden , in dessen Ge¬

richtsbezirk das Verbrechen sich zugetragen

hat , so erfolgt die Auslieferung an den die

Untersuchung auf sich habenden Richter.

z . Zur Annahme der angebotenen Aus¬

lieferung der Verbrecher sollen die bcydersei-

tigcn Gerichte nicht nur in dem Falle verpflich,

tet seyn , wenn die Auslieferung durch Steck¬

briefe und Aufforderungen in öffentlichen Blät,

tern oder durch besondere Schreiben requiriret,

sondern auch in den Fallen , wenn ein Zncul-

pat in dem andern Lande in Untersuchung ge¬

zogen und vor beendigtem Processe ausgetreten,
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oder wenn ein Verbrecher in eine peinliche
Strafe verurtheilt und vor vollzogener oder
geendigter Strafe entwichen ist, in so ferne er
nicht in dem andern fände ein schwereres Vers
brechen verübt hat»

4. Trüge es sich zu, daß um die Auslie¬
ferung eines Verbrechers zu einer Zeit nachge-
suchct würde, wo selbiger schon wegen eines
andern Verbrechens bey dem requirirten Ge¬
richte in Untersuchung befangen ist, so soll dis.
Auslieferung nur alsdann Statt sinden, wenn
das Verbrechen, welches der reguirirende Rich¬
ter zu untersuchen hat , nach den Grundsätzen
der seinem Verfahren zum Grunde liegenden
Rechte eine größere Strafe nach sich zieht»

Z. Ist es aber zweifelhaft, welches von
beyden Verbrechen eine größere Strafe nach
sich ziehe, oder sind beyde Verbrechen von glei¬
cher Strafbarkeit , so unterbleibt die Auslie¬
ferung, woserne nicht in jedem einzelnen Falle
durch Uebcreinkunst bcyderseitiger Regierun¬
gen ein anderes beliebt wird.

6. Erfolgt die Auslieferung in einem sol¬
chen Falle, wo der Verbrecher in beyden fan¬
den sich vergangen hat, so werden dem rcqui-
rirenden Richter die von dem reguirirten Ge¬
richte geführten Acten und alle sonst erforder¬
liche Nachrichten zugleich mitgetheilct, um da¬
nach die auf beyden̂Verbrechen beruhenden



Strafen zu erkennen , und auch sonst in Anse¬

hung der Entschädigung oder anderer Umstände

darauf die nöthige Rücksicht nehmen zu kön¬

nen . Eben diese Grundsätze sollen auch in

den Fällen Statt stnden , wenn die requirirte

Auslieferung des Verbrechers aus rechtlichen

Gründen nach obigen Bestimmungen abgelehnt

ist.
7 . Wenn der Verbrecher , um dessen Aus¬

lieferung nachgesucht wird , nicht bereits bei¬

den : reqrürirten Gericht sich in Haft befindet,

so sollen zur Verhaftung desselben die schleu¬

nigsten Anstalten getroffen werden.
8 . Sobald der Verbrecher in Hast gezo¬

gen ist , muß der requirirte Richter dem requi-

rirenden davon unverzüglich Nachricht erthei-

len , damit dieser sodann die ungesäumte Ab¬

holung besorgt ; der reguirirte Richter hat

demnach die eigene Abschickung des Verbre¬

chers nur alsdann zu veranstalten , wenn beyde

Richter deshalb einverstanden sind.

g . Auch in solchen Criminal - Fallen , wo

nicht um die Auslieferung eines Verbrechers,

sondern nur um Vernehmung der Zeugen,

oder anderer Personen , und um Mittheilung

der Acten , oder sonstiger Nachrichten angesu-

chet wird , sollen die Gerichtsstellen der bey-

derseitigen Lande mit aller Willfährigkeit ein¬

ander zu Hülfe kommen . Selbst die Stel-
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lung der Zeugen oder anderer Personen soll,
wenn sie der rcquirende Richter unumgänglich
nöthig findet, nicht verweigert werden.

10. Wenn Behuf anzustellender Confron-
tationen die Stellung eines ober mehrerer In-
quisiten nöthig erachtet wird, so sollen, auf
vorgängige Communication der Landes-Zustiz-
Cvllegien, derselbe oder dieselben nicht bloß
bis auf die Gränze, sondern unter den erfor¬
derlichen Sicherungs- Anstalten an das unter¬
suchende Gericht selbst, zu solchen Zwecken,
verabfolgt werden.

11. Mit der Bezahlung der Kosten soll
es nachfolgendermaßen gehalten werden:

Wenn der an das requirirende Gericht
ausgcliefcrte Verbrecher hinreichend eigenes
Vermögen besitzt, so werden hieraus dem re-
quirirten Richter nicht allein alle baare Aus¬
lagen, sondern auch die sämmtlichen, nach der
bey dem rcquirirtcn Gericht üblichen Taxe zu
liquidirenden Gerichts- Gebühren entrichtet.

Hat aber der ausgelieferte Verbrecher kein
hinreichendes eigenes Vermögen, so fallen die
Gebühren für die Arbeiten des requirirten Ge¬
richts durchgehends weg, und der requirircnde
Richter bezahlt alsdann dem requirirten Ge¬
richt lediglich die baaren Auslagen welche durch
die Haft und die Unterhaltung des Verbre¬

chers



chers bis zur erfolgten Abholung desselben ver¬
anlaßt worden sind.

12 . Nach gleichen Grundsätzen soll auch
in Absicht der Bezahlung der Kosten in sol¬
chen Criminalfallen verfahren werden , wo es
nicht auf die Auslieferung von Verbrechern,

sondern nur auf die Abhörung oder Stellung
von Zeugen , oder anderen Personen ankvmmt»

i z . Zur Entscheidung der Frage : ob der

Verbrecher hinreichendes eigenes Vermögen
zur Bezahlung von Gerichts - Gebühren be¬
sitze oder nicht ? soll in beiderseitigen landen
etwas weiteres nicht , als das Zeuguiß desje¬
nigen Gerichts erfordert werden , unter wel¬

chem der Verbrecher seine wesentliche Woh¬
nung hat.

Sollte derselbe seine wesentliche Wohnung
in einem dritten lande gehabt haben , und die
Beitreibung der Kosten dort mit Schwierig¬
keiten verbunden seyn , so wird es angesehen,

als ob derselbe kein hinreichendes eigenes Ver¬
mögen besitze.

14 . Den bey Criminal - Untersuchungen

zu stellenden Zeugen und andern abzuhörend 'en
Personen sollen die Reise - und Zehrungs »:
Kosten , nebst der wegen ihrer Versäumniß
ihnen gebührenden Vergärungs - Summe , nach-

D



deren von dem requirirtcn Gericht geschehenen
Verzeichnung , bey erfolgter wirklicher Stel¬
lung , von dem rcquirirenden Richter sofort
verabreicht werden . Und so ferne selbige des¬
wegen eines Vorschusses bedürfen , wird das
requirirte Gericht zwar die Auslage davon
übernehmen , es soll jedoch selbige von dem
rcquirirenden Richter , auf die davon erhaltene
Benachrichtigung , dem requirirtcn Gericht un¬
gesäumt wieder erstattet werden.

14 . Wegen Durchführung der Gefange¬

nen durch beyderseitige Lande ist annoch festge¬
setzt ! , daß in den Fallen , wenn

s ) der Arrestat kein Unterthan desjenigen
Landesherrn ist , durch dessen Lande die

Durchführung geschiehet,

d ) die zur Wache mitgegebene Mannschaft
nicht vom Militair ist , sondern nur aus

Policey - Bedienten , oder anderen Per¬
sonen besteht , auch

c) nicht von beträchtlicher Anzahl und nur
höchstens fünf Mann stark ist,

solche auf bloße Pässe der Policey - Behör¬
den , welche jedoch die obige Einschränkung
rud s ) deutlich enthalten müssen , von den Gar¬

nisonen und jeden Orts - Obrigkeiten gestattet,
auch die nöthige Assistenz dabey geleistet, au¬
ßer solchen Fällenaber die gewöhnliche vorgän-



gige Correspondenz der hölzern Collegien fer¬

nerweit erforderlich seyn soll.

16 . Endlich ist den Policey - Bedienten

beyderseitiger Regierungen verstattet , fluchti¬

gen Verbrechern oder Verdächtigen über die

Grenze nachzuseßen , auch solche , wenn nicht

sofort die Hülfe der Landes - Beamten dazu

bewirkt werden kann , anzuhalten , da dann

die Angehaltenen jedesmal sofort an die Obrig¬

keit des Orts , wo sie ergriffen worden , ab¬

zugeben sind , welche wegen Auslieferung nach

den gegebenen Vorschriften verfahrt.

Gleich wie nun die gegenwärtige Verein¬

barung auf Reckprocität gegründet , und auf

die Beförderung einer unverweilten Justizpfle-

ge lediglich gerichtet ist , also werden in sel¬

biger alle beyderseitigen Lande begriffen , und

soll dieselbe vom ersten October 1822 . an

in Kraft treten , auch demnächst in den ge¬

dachten Landen beyder höchsten paciscirenden

Theile gewöhnlichermaßen bekannt gemacht
werden.

Alle Behörden des Herzogthums Olden¬

burg und der Erbherrschaft Jever werden da¬

her , in Gemäßheit höchsten Cabinets - Re¬

skripts vom 50 sten v . M . , hierdurch ange¬

wiesen , die vorstehende Vereinbarung genau

zu beobachten , und in vorkommenden Fälle»

zur Ausführung zu bringen.
D 2
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27 ) Regkerungs - Bekanntmachung
v. i6ten Nvvemb . 1822. , x>ubl . am
28 sten bj6.

Lusdthnung Da sich nach Angegangenen Nackrichten

n^- LnMten ? ^ auf der Insel Morea , so wie auf
andern Inseln und Kästen des Archipelagus
gezeiget hat , so sollen die von daher auf der
Weser ankommenden Schiffe wie diejenigen,
welche von den Africanischen Küsten und aus
der sevante kommen , als aus der Pest ver¬
dächtigen und insicireten Gegenden kommend,
behandelt und auf der Weser nicht zugelassen,
sondern zuvor zur Abhaltung einer förmlichen
Reinigungs - Quarantainc an eine ordentliche
Reinigungs - Anstalt verwiesen werden.

Dagegen bleiben alle Schiffe , welche aus
der Mittelländischen See kommen , einer stren¬
gen Observations - O. uarantaiue von 14 Ta¬
gen unterworfen , nach deren Ablauf , nach
Maßgabe der sich bcy der anderweiten Unter¬
suchung ergebenden Umstande , über die Zulas¬
sung derselben entschieden werden soll.

Endlich sollen auch alle Schiffe , welche
aus den Nord - Amerikanischen Häfen , beson¬
ders aus Newyork , New - Orleans , Savan-
nah und Philadelphia , so wie von den Wesi-
Indischen Inseln kommen , nach wie vor,  so¬
gleich bey ihrer Ankunft , von der Quarantai-



ne - Commission genau untersuchet , und den in
jedem einzelnen Falle vorliegenden Umstanden
nach einer Obscrvatioss - Ouarantaine von
längerer oder kürzerer Zeit unterworfen , oder
wenn die Verdächtigkeit der Umstande cS er¬
fordert , auf erfolgte Entscheidung der Regie¬
rung zur Abhaltung einer förmlichen Quaran-
taine an eine ordentliche Reinigungs - Anstalt
verwiesen werden.

Der auf der Weser stationirte Quaran-
taine - Cvmmisiair , so wie die Loorscn, sind
hiernach besonders instruirt , und werden alle
Schiffs - Capitaine angewiesen , zur Befolgung
dieser Vorschriften den Anordnungen der O.ua-
rantaine - Ofsicialcn auf das genaueste zu gelc- ,
Len , iudem die geringste Widersetzlichkeit auf
das ernstlichste geahndet werden wird.

s 8) Reg ?crnng s - Bekannt in a chn n g
v. Lasten Novemb.  1822 ., xntzl . am
28sten ejll.

Bey der unverhaltnisimäßig großen An - Vorschrift des
zahl der den aeadcmischcn Studien und dcrMawrttLts-
Ausbildung für den Staatsdienst sich widmen
wollenden Jünglinge und der gleichfalls häu - schen wienr.ü.
sig vorkommcndcn Abkürzung der academischen
Studien findet sich die Regierung veranlaßt,
die auf diesen Gegenstand sich zum Thcil be¬
ziehende Rcgierungö -Publication vom 2Zsten



Nov . 1820 . wiederum in Erinnerung zu brin¬
gen , mit der ausdrücklichen Bedeutung , daß,
ohne Vorlegung des daselbst ' gedachten Matu¬
ritäts - Zeugnisses und der von der oberen
Schul - Znspections - Behörde ertheilten Ap¬
probation , auch ohne Beibringung glaubhaf¬
ter Zeugnisse , drey Jahre auf Academien stu-
diret zu haben , keiner zum vorschriftsmäßigen
Tcntamen werde zugelassen werden.
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